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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Katrin Ebner-Steiner, Christoph Maier, Martin Böhm, Richard 
Graupner, Prof. Dr. Ingo Hahn, Markus Walbrunn, Jörg Baumann, Dieter Arnold, 
Oskar Atzinger, Franz Bergmüller, Rene Dierkes, Daniel Halemba, Martin Huber, 
Andreas Jurca, Florian Köhler, Oskar Lipp, Stefan Löw, Roland Magerl, Gerd 
Mannes, Johannes Meier, Harald Meußgeier, Johann Müller, Elena Roon, Franz 
Schmid, Ulrich Singer, Ralf Stadler, Ramona Storm, Markus Striedl, Matthias 
Vogler, Andreas Winhart und Fraktion (AfD) 

Islamistischer Prediger bei der DITIB und bei „Millî Görüş“: Verbot von Vereini-
gungen des politischen Islams – Nein zu Christen- und Judenhass 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert,  

1. sich auf allen Ebenen sowie mit den zuständigen Landesbehörden dafür einzuset-
zen, dass die „Türkisch-Islamische Union der Anstalt für Religion e. V.“ (DITIB) auf-
grund ihrer Steuerung durch die Regierung der Türkei und wiederholter Vorkomm-
nisse islamistischer Aussagen in ihren Einrichtungen verboten wird und ihr Wirken 
eingestellt werden muss, 

2. sich auf allen Ebenen sowie mit den zuständigen Landesbehörden dafür einzuset-
zen, dass die islamistische „Islamischen Gemeinschaft Millî Görüş“ (IGMG) verbo-
ten wird, 

3. gesetzliche und verwaltungsrechtliche Maßnahmen zu prüfen, die eine Deutsch-
pflicht für Predigten und öffentliche religiöse Veranstaltungen in Moscheen im Frei-
staat Bayern verbindlich festschreiben. 

 

 

Begründung: 

In Bayern existieren rund 150 Moscheen der DITIB und rund 50 Ortsvereine der IGMG, 
die immer wieder durch radikalislamische Positionen auffällig werden. 

Ein Artikel der Tageszeitung „Die Welt“ belegt, dass der türkische Theologe Yasin 
Pişgin, Professor für islamische Grundwissenschaften an der Mehmet-Akif-Ersoy-Uni-
versität im türkischen Burdur, seit Monaten mit Vorträgen durch deutsche Moscheen 
reist und dabei islamistisches Gedankengut propagiert. Er äußerte sich laut öffentlich 
verfügbaren Mitschnitten wiederholt christen- und judenfeindlich. In mehreren Predig-
ten, unter anderem im Dezember 2024 in Istanbul, rief er dazu auf, sich von Juden und 
Christen abzuwenden und begründete dies mit Koranversen, die in seinem Sinne gegen 
andere Religionsgemeinschaften ausgelegt werden. Auch diffamierte er die „Kinder  
Israels“ als „verabscheuungswürdige Affen“ und „Schweine“ und verwendete damit ein-
deutig hasserfüllte Rhetorik. 

Besonders problematisch ist, dass Pişgin laut den Recherchen sowohl von Moschee-
gemeinden der IGMG als auch von DITIB-Gemeinden in Deutschland eingeladen 
wurde. So trat er am 26. Dezember in einer DITIB-Gemeinde im baden-württembergi-
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schen Schwäbisch Gmünd auf und zuvor in verschiedenen Städten wie Duisburg, Kre-
feld oder Villingen bei IGMG-Gemeinden. Vereine und Gemeinden, die zu DITIB gehö-
ren, haben auf diese Weise einen radikalen Prediger gefördert, dem die Verbreitung 
von offenem Christenhass nachgewiesen wird. 

Zudem kam es vor, dass Pişgin in städtischen Einrichtungen auftrat, beispielsweise am 
11. Januar in der Stadthalle Hattersheim sowie im Gemeinschaftshaus Gropiusstadt in 
Berlin-Neukölln. Zwar distanzierten sich einzelne Gemeinden im Nachhinein von 
Pişgins Aussagen und erklärten, man habe dessen Positionen vorher nicht gekannt. 
Doch allein die Tatsache, dass DITIB-Gemeinden wiederholt eine Person mit islamisti-
schem Hintergrund einladen, wirft ein Schlaglicht auf deren intransparente Strukturen 
und Positionen. 

Die DITIB steht seit Langem in der Kritik, da sie unmittelbar dem türkischen Religions-
präsidium Diyanet unterstellt ist und damit die Politik der türkischen Regierung in 
Deutschland umsetzt. Wenn in DITIB-Moscheen Hassprediger auftreten können, ohne 
dass eine klare und wirksame Kontrolle erfolgt, zeigt dies, dass eine Einflussnahme aus 
dem Ausland konkrete Auswirkungen auf das religiöse und gesellschaftliche Leben im 
Freistaat haben kann. 

Angesichts dieser Entwicklungen ist das von diesem Antrag geforderte Verbot von  
DITIB als ausländisch gesteuerte extremistische Organisation ein wichtiger Schritt, um 
jeglicher Form extremistischer Propaganda den Nährboden zu entziehen. Ergänzend 
dazu ist eine Deutschpflicht bei Predigten und religiösen Veranstaltungen in Moscheen 
zu schaffen. Dadurch werden nicht nur Transparenz und Verständlichkeit erhöht, son-
dern auch eine wirksame öffentliche Kontrolle möglich, um antidemokratische und chris-
tenfeindliche Inhalte frühzeitig zu erkennen und zu unterbinden. 

Ein konsequentes Vorgehen gegen ausländische Einflüsse in religiösen Einrichtungen 
schützt das friedliche Miteinander in Bayern und verhindert, dass Islamismus jedweder 
Art in der Mitte der Gesellschaft Fuß fasst. Ein entsprechendes Verbot der DITIB und 
der IGMG sowie die Einführung einer Deutschpflicht sind daher dringlich und im Sinne 
des Wohls unseres Freistaates und unserer Bürger. 

 


